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Sparen um jeden Preis? Kritische Würdigung der geplanten
Schlussbestimmung zur 6. IVG-Revision
Abstract
Im Rahmen der 6. IVG-Revision (1. Massnahmenpaket) soll das Invalidenversicherungsgesetz um eine
Schlussbestimmung ergänzt werden, welche die Überprüfung von laufenden Renten vorsieht, die
gestützt auf eine Diagnose von organisch nicht erklärbaren Schmerzzuständen zugesprochen wurden.
Erwartet wird, dass aufgrund dieser Neubeurteilung eine grosse Zahl laufender Renten herabgesetzt oder
aufgehoben werden kann. Weil sich der Eingriff in bereits laufende Dauerleistungen für die Betroffenen
regelmässig als gravierend erweist, rechtfertigt sich eine rechtliche Auseinandersetzung mit der
geplanten Bestimmung, die in verschiedener Hinsicht als äusserst problematisch erscheint.
Sparen um jeden Preis? 
Prof. Dr. Thomas Gächter / Eva Siki 
Kritische Würdigung der geplanten Schlussbestimmung zur 6. IVG-Revision 
Zitiervorschlag: Thomas Gächter / Eva Siki, Sparen um jeden Preis?, in: Jusletter 29. November 2010 
ISSN 1424-7410, www.jusletter.ch, Weblaw AG, info@weblaw.ch, T +41 31 380 57 77
Im Rahmen der 6. IVG-Revision (1. Massnahmenpaket) soll das Invalidenversicherungsgesetz 
um eine Schlussbestimmung ergänzt werden, welche die Überprüfung von laufenden Renten 
vorsieht, die gestützt auf eine Diagnose von organisch nicht erklärbaren Schmerzzuständen 
zugesprochen wurden. Erwartet wird, dass aufgrund dieser Neubeurteilung eine grosse Zahl 
laufender Renten herabgesetzt oder aufgehoben werden kann. Weil sich der Eingriff in bereits 
laufende Dauerleistungen für die Betroffenen regelmässig als gravierend erweist, rechtfertigt 
sich eine rechtliche Auseinandersetzung mit der geplanten Bestimmung, die in verschiedener 
Hinsicht als äusserst problematisch erscheint. 
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2Thomas Gächter / Eva Siki, Sparen um jeden Preis?, in: Jusletter 29. November 2010 
Inhaltsübersicht
I. Ausgangslage und Problematik
1. Ausgangslage
2. Problematik
II. Anwendungsbereich und Ziel der geplanten Schlussbestimmung
1. Anwendungsbereich
2. Ziel
III. Die Schlussbestimmung im Kontext der sozialversicherungsrechtlichen Leistungsan-
passung
1. Anpassung von sozialversicherungsrechtlichen Dauerleistungen
2. Anpassung von laufenden Invalidenrenten aufgrund der geplanten Schlussbe-
stimmung
IV. Unsicherheiten bei der Umsetzung der geplanten Schlussbestimmung
1. Vorbemerkung
2. «Zumutbare Arbeit» als Grundlage der Feststellung des Invalideneinkommens
3. Konkretisierung der «zumutbaren Arbeit» unter Berücksichtigung der in BGE 130 
V 352 formulierten Kriterien
4. Konkretisierung der «zumutbaren Arbeit» unter Berücksichtigung weiterer Zu-
mutbarkeitsfaktoren?
a) Vorbemerkung
b) Gesetzeswortlaut und Botschaft
c) Bundesgerichtliche Rechtsprechung
d) Lehre
e) Stellungnahme
5. Fazit
V. Die Übergangsbestimmung unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit
VI. Konsequenzen und Folgeprobleme
1. Vorbemerkung
2.	 Obligatorische	berufliche	Vorsorge
3. Unfallversicherung
4.	 Haftpflichtrecht
5. Sozialhilferecht
VII. Fazit
I. Ausgangslage und Problematik
1. Ausgangslage
[Rz 1] Die 6. IVG-Revision hat zum Ziel, die Invalidenversi-
cherung (IV) nachhaltig zu sanieren. Der Bundesrat hat im 
vergangenen Februar die Botschaft zum ersten Teil der 6. 
IVG-Revision (erstes Massnahmenpaket, 6a) verabschie-
det.1 Die Revision 6a stellt, wie bereits die 5. IVG-Revision, 
den Eingliederungsgedanken ins Zentrum. Neu ist vor allem 
das Konzept «Eingliederung aus Rente»:2 Insbesondere 
durch sogenannte «eingliederungsorientierte Rentenrevisi-
onen» sollen laufende Renten erheblich reduziert oder gar 
aufgehoben werden können, indem systematisch überprüft 
wird, ob bei den Rentenbezügerinnen und -bezügern Poten-
tial zur Wiedereingliederung vorhanden ist.3
[Rz 2] Im Kontext dieser Revision 6a sticht eine Schlussbe-
stimmung (Ziff. II lit. a) ins Auge, laut welcher Rentenbezüger 
1 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversiche-
rung (6. IVG-Revision, erstes Massnahmenpaket) vom 24. Februar 2010, 
BBl 2010 1817 (nachfolgend: Botschaft 6. IVG-Revision). 
2 Botschaft 6. IVG-Revision, S. 1818 f. und insb. S. 1839. 
3 Vgl. Botschaft 6. IVG-Revision, S. 1843 f. 
mit bestimmten Diagnosen eine Sonderbehandlung erfah-
ren. Auf diese IV-Rentnerinnen und -rentner finden nicht die 
geplanten Bestimmungen über die eingliederungsorientierte 
Rentenrevision Anwendung, die mit flankierenden und be-
gleitenden Massnahmen abgerundet werden. Vorgesehen 
ist vielmehr, dass die Rentenansprüche, die etwa gestützt auf 
die Diagnose eines organisch nicht erklärbaren Schmerzzu-
standes gesprochen wurden, überprüft und unter dem Ge-
sichtspunkt der seit BGE 130 V 352 verschärften Praxis neu 
beurteilt werden können.4 Aufgrund dieser Neubeurteilung 
sollen zahlreiche laufende Renten herabgesetzt oder aufge-
hoben werden können.
[Rz 3] In der Vernehmlassung stiess die geplante Bestim-
mung auf wenig Akzeptanz. Die Hälfte der Vernehmlassungs-
teilnehmer lehnte sie ab, 39% äusserten Vorbehalte und nur 
11% waren mit der Vorlage einverstanden.5 Gleichwohl fand 
die Regelung Eingang in den Gesetzesentwurf.
[Rz 4] Der Ständerat hat die 6. IVG-Revision (1. Massnahme-
paket) am 15. Juni 2010 beraten und in Bezug auf die hier in-
teressierende Schlussbestimmung den Entwurf des Bundes-
rates angenommen.6 In der kommenden Wintersession, die 
am 29. November beginnt, wird der Nationalrat die 6. IVG-
Revision (1. Massnahmepaket) als Zweitrat beraten. Seine 
vorbratende Kommission hat die Übergangsbestimmung, in 
textlich angepasster Form, mehrheitlich ebenfalls übernom-
men. In der vom Bundesrat übernommenen Fassung lautet 
die Bestimmung wie folgt:7
a. Überprüfung der Renten, die vor dem 1. Januar 
2008 gestützt auf eine Diagnose von organisch nicht 
erklärbaren Schmerzzuständen gesprochen wurden
1 Renten, die vor dem 1. Januar 2008 gestützt auf eine Dia-
gnose von organisch nicht erklärbaren Schmerzzuständen 
wie anhaltende somatoforme Schmerzstörungen, Fibro-
myalgien und ähnliche Sachverhalte gesprochen wurden, 
werden innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Änderung überprüft. Sind die Voraussetzungen nach Artikel 
7 ATSG8 nicht erfüllt, so wird die Rente herabgesetzt oder 
aufgehoben, auch wenn die Voraussetzungen von Artikel 
17 Absatz 1 ATSG nicht erfüllt sind. 
2 Wird die Rente herabgesetzt oder aufgehoben, so hat die 
Bezügerin oder der Bezüger Anspruch auf Massnahmen 
4 Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1911. 
5 Vgl. Bericht über die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens zum 
Entwurf der 6. IVG-Revision, erstes Massnahmepaket (Revision 6a) 
des Bundesgesetzes vom 19. Juni 1956 über die Invalidenversicherung, 
Bern Februar 2010, S. 21, abrufbar unter http://www.news.admin.ch/NS-
BSubscriber/message/attachments/18348.pdf, (17. November 2010). 
6 Amtl. Bull. SR 2010, S. 664. 
7 Vgl. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) (6. IVG-Revision, 
erstes Massnahmepaket) (Entwurf), BBl 2010 1941 ff. (nachfolgend: Ent-
wurf 6. IVG-Revision), S. 1951 f. 
8 Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts (ATSG), SR 830.1. 
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zur Wiedereingliederung nach Artikel 8a. Ein Anspruch auf 
eine Übergangsleistung nach Artikel 32 Absatz 1 Buchsta-
be c entsteht dadurch nicht.
3 Werden Massnahmen zur Wiedereingliederung durchge-
führt, so wird die Rente bis zum Abschluss der Massnah-
men weiter ausgerichtet, längstens aber während zwei Jah-
ren ab dem Zeitpunkt der Aufhebung oder Herabsetzung. 
4 Absatz 1 findet keine Anwendung auf Personen, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Änderung das 55. 
Altersjahr zurückgelegt haben oder im Zeitpunkt, in dem die 
Überprüfung eingeleitet wird, seit mehr als 15 Jahren eine 
Rente der Invalidenversicherung beziehen.
[Rz 5] In der Fassung, wie sie von der Mehrheit der SGK des 
Nationalrats verabschiedet wurde, sind die Überschrift sowie 
der erste Absatz der Bestimmung angepasst:9
a. Überprüfung der Renten, die bei pathogenetisch-
ätiologisch unklaren syndromalen Beschwerdebildern 
ohne nachweisbare organische Grundlage gesprochen 
wurden. 
1 Renten, die bei pathogenetisch-ätiologisch unklaren 
syndromalen Beschwerdebildern ohne nachweisbare 
organische Grundlage gesprochen wurden, werden in-
nerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Ände-
rung überprüft. Sind die Voraussetzungen nach Artikel 
7 ATSG nicht erfüllt, so wird die Rente herabgesetzt 
oder aufgehoben, auch wenn die Voraussetzungen von 
Artikel 17 Absatz 1 ATSG nicht erfüllt sind.
[Rz 6] Daneben beantragt eine Minderheit der SGK des Na-
tionalrats die Streichung der ganzen Bestimmung. Eine wei-
tere Minderheit wünscht eine Absenkung der Altersgrenze in 
Abs. 4 von 55 auf 50 Jahre.10
2. Problematik
[Rz 7] Der Eingriff in bereits laufende Dauerleistungen ist für 
die Betroffenen besonders gravierend, da sie ihre Lebensum-
stände in der Regel an die Höhe der Leistungen angepasst 
haben und auf deren weitere Ausrichtung vertrauen.11 Zudem 
ist die Wiedereingliederung nach längerem Rentenbezug nur 
bei sehr günstigen Rahmenbedingungen Erfolg verspre-
chend. Schliesslich trifft ein solcher Eingriff die Betroffenen 
9 Siehe http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgesei-
te/2010/20100032/N2%20D.pdf. 
10 Siehe http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgesei-
te/2010/20100032/N2%20D.pdf. 
11 Vgl. Gächter thomas, Die Unsicherheit sozialversicherungsrechtlicher 
Leistungen. Eine Skizze zu den Schranken des Leistungsabbaus, in: Ga-
briela Riemer-Kafka/Alexandra Rumo-Jungo (Hrsg.), Soziale Sicherheit 
– Soziale Unsicherheit. Festschrift für Erwin Murer zum 65. Geburtstag, 
Bern 2010, S. 217 ff., S. 232. 
auch deshalb besonders hart, weil sie während der Zeit des 
Leistungsbezugs keine zusätzlichen Anwartschaften auf Al-
tersleistungen aufbauen konnten und damit eine Vorsorgelü-
cke zu befürchten haben.
[Rz 8] Die Frage, ob ein solcher Eingriff aus sozialpolitischer 
Sicht angezeigt und gerechtfertigt ist und wie die Rahmenbe-
dingungen einer Leistungsanpassung auszugestalten sind, 
erfordert daher eine differenzierte Beurteilung der rechtli-
chen und faktischen Gesamtsituation. Wie zu zeigen sein 
wird, erweist sich die Schlussbestimmung – zumindest in 
der geplanten Form – in verschiedener Hinsicht als äusserst 
problematisch.
[Rz 9] Im Folgenden werden zunächst der Anwendungsbe-
reich der Bestimmung sowie das mit ihr verfolgte Ziel bzw. 
der erwartete Erfolg umschrieben (II.). Sodann wird die Be-
stimmung in den bisherigen Kontext der Anpassung von 
sozialversicherungsrechtlichen Dauerleistungen gesetzt, in 
den sie sich offensichtlich nicht einpassen lässt (III.). Darauf 
werden die Unsicherheiten aufgezeigt, welche die konkrete 
Umsetzung der Bestimmung bei der Neubeurteilung eines 
Invalidenrentenanspruchs in der Praxis birgt (IV.). Weiter ist 
auf die verfassungsrechtlichen Bedenken im Zusammen-
hang mit der geplanten Schlussbestimmung einzugehen 
(V.). Schliesslich wird auf die in ihrer Tragweite noch kaum 
abschätzbaren Konsequenzen und Folgeprobleme hinge-
wiesen, welche die auf diese Schlussbestimmung gestützte 
Aufhebung laufender Renten nach sich ziehen würde (VI.).
II. Anwendungsbereich und Ziel der 
geplanten Schlussbestimmung
1. Anwendungsbereich
[Rz 10] Ausgangspunkt für die Bemessung der Invalidität bil-
det bei (hypothetisch) Erwerbstätigen die Frage, ob und in 
welchem Ausmass es einer versicherten Person zumutbar 
ist, trotz ihres Gesundheitsschadens ein Erwerbseinkommen 
zu erzielen. In Art. 7 Abs. 2 ATSG, der mit der 5. IVG-Revision 
am 1. Januar 2008 in Kraft getreten ist, wird festgelegt, dass 
eine Erwerbsunfähigkeit nur vorliegt, wenn sie aus objektiver 
Sicht nicht überwindbar ist.12 Damit wurde gesetzlich veran-
kert, dass die Zumutbarkeit nicht nach dem subjektiven Emp-
finden der versicherten Person, sondern nach objektiven Ge-
sichtspunkten zu beurteilen ist. Art. 7 Abs. 2 ATSG schreibt 
somit auf Gesetzesstufe das Erfordernis der Objektivierbar-
keit fest, was nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
jedoch seit jeher gilt.13
12 AS 2007 5129, S. 5147; BBl 2005 4459. 
13 Vgl. z.B. BGE 135 V 215, E. 7.3. Vgl. auch Locher thomas, Invalidität, In-
validitätsgrad und Entstehung des Rentenanspruchs nach dem Entwurf 
zur 5. IVG-Revision, Jusletter 12. September 2005 (www.jusletter.ch), 
Rz. 42; mosimann hansjakob/ebner Gerhard, «Objektiv nicht überwindbare» 
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[Rz 11] Die Anforderungen an die Objektivierung hat das 
Bundesgericht in BGE 130 V 352 zunächst für anhaltende 
somatoforme Schmerzstörungen und ihre Folgen präzisiert. 
Die ärztlichen Einschätzungen und Schlussfolgerungen zur 
(Rest-)Arbeitsfähigkeit einer versicherten Person, welche die 
Grundlage der juristischen Zumutbarkeitsbeurteilung liefern, 
müssen seither insbesondere den in dieser Praxis formu-
lierten (Foerster-)Kriterien über die Unüberwindlichkeit der 
Schmerzsymptomatik standhalten.
[Rz 12] Das Bundesgericht erachtete es sodann aus Grün-
den der Rechtsgleichheit als geboten, «sämtliche pathoge-
netisch-ätiologisch unklaren syndromalen Beschwerdebilder 
ohne nachweisbare organische Grundlage den gleichen 
Anforderungen zu unterstellen»14, und hat deshalb die im 
Bereich der anhaltenden somatoformen Schmerzstörungen 
entwickelte «Schmerz-Rechtsprechung» in der Folge bei ver-
schiedenen verwandten Diagnosen analog angewendet.15 So 
gelangen diese Grundsätze nach der Rechtsprechung auch 
bei der Würdigung des invalidisierenden Charakters von Fi-
bromyalgie, Chronic Fatigue Syndrome oder Neurasthenie, 
dissoziativen Sensibilitäts- und Empfindungsstörung sowie 
der dissoziativen Bewegungsstörung zur Anwendung. Jüngst 
hat das Bundesgericht in einem viel beachteten Leiturteil ent-
schieden, dass die Kriterien auch für die Beurteilung der in-
validisierenden Wirkung einer spezifischen HWS-Verletzung 
ohne organisch nachweisbare Funktionsausfälle (HWS- oder 
Schleudertrauma) analog anwendbar sind.16
[Rz 13] Während der Entwurf des Bundesrates noch davon 
sprach, die laufenden, gestützt auf eine Diagnose von orga-
nisch nicht erklärbaren Schmerzzuständen zugesprochenen 
Renten zu überprüfen, umschreibt der Wortlaut der von der 
SGK des Nationalrats vorgelegten Fassung diese Diagnosen 
– entsprechend der Formulierung der Bundesgerichts – als 
pathogenetisch-ätiologisch unklare syndromale Beschwer-
debilder ohne nachweisbare organische Grundlage.
[Rz 14] Das gemeinsame Merkmal dieser Beschwerdebilder, 
welche die einheitliche Anwendung der «Schmerz-Recht-
sprechung» des Bundesgerichts rechtfertigt, besteht darin, 
dass die Betroffenen unter körperlichen Symptomen – wie 
Rückenschmerzen, Müdigkeit oder Magen-Darmprobleme 
– leiden, die sich nicht durch organische Befunde erklären 
Erwerbsunfähigkeit: Überlegungen zu Art. 7 Abs. 2 ATSG aus juristischer 
und psychiatrischer Sicht, in: SZS 6/2008, S. 513 ff., S. 524 ff. 
14 Vgl. z.B. das Urteil des Bundesgerichts I 70/07 vom 14. April 2008, E. 
5 und das zur Publikation vorgesehene Urteil des Bundesgerichts BGE 
9C_510/2009 vom 30. August 2010, E. 3.2.1. 
15 Vgl. meyer ULrich, Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG), 
(Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Sozialversicherungsrecht, 
hrsg. von Erwin Murer und Hans-Ulrich Stauffer), 2. Aufl., Zürich/Basel/
Genf 2010 (nachfolgend meyer, Invalidenversicherung), S. 26 f. 
16 Vgl. das zur Publikation vorgesehene Urteil des Bundesgerichts BGE 
9C_510/2009 vom 30. August 2010, E. 3.2.1 m.w.H. und E. 3.2.3. 
lassen.17 Weder fallen unter die Anwendung der Schmerz-
rechtsprechung somit sämtliche psychiatrischen Diagno-
sen noch ist ausschlaggebend, ob ein bestimmtes Leiden 
organischen oder psychischen Charakter hat. So hat die 
Rechtsprechung die zu vorwiegend psychisch begründeten 
Schmerzstörungen (ICD-10: F45.4)18 entwickelten Regeln 
u.a. bereits auf die als organisches Leiden qualifizierte Fibro-
myalgie (ICD-10: M79.0)19 übertragen.20
2. Ziel
[Rz 15] Die Schlussbestimmung sieht nun vor, die gestützt 
auf die genannten Diagnosen ausgerichteten Renten im Hin-
blick auf Art. 7 ATSG zu überprüfen. Massstab der Neubeur-
teilung der Renten sollen, bei unveränderter Diagnose, die 
durch das Bundesgericht formulierten (Foerster- )Kriterien 
bilden.21
[Rz 16] Schon zum Zeitpunkt der Formulierung der Botschaft 
hat der Bundesrat damit gerechnet, dass bei einer konse-
quenten Überprüfung der laufenden Renten eine Reduktion 
um ca. 4'600 Renten möglich wäre.22 Durch die Ausweitung 
der bundesgerichtlichen Praxis auf Schleudertrauma-Pati-
enten, die bei dieser Schätzung noch nicht enthalten waren, 
müsste die Zahl wohl markant nach oben korrigiert werden. 
Insgesamt soll mit diesen Rentenaufhebungen ein erhebli-
cher Beitrag an die finanzielle Sanierung der IV geleistet 
werden.23
III. Die Schlussbestimmung im Kontext 
der sozialversicherungsrechtlichen 
Leistungsanpassung
1. Anpassung von sozialversicherungs-
rechtlichen Dauerleistungen
[Rz 17] Eine allfällige Anpassung einer formell rechtskräfti-
gen Leistungsverfügung über ein Dauerrechtsverhältnis ist in 
vier Konstellationen denkbar:
[Rz 18] Die Anpassung einer ursprünglich fehlerhaften Ver-
fügung ist in Art. 53 Abs. 1 und 2 ATSG geregelt. Zum einen 
17 Vgl. z.B. das Urteil des Bundesgerichts I 70/07 vom 14. April 2008, E. 5. 
18 Abrufbar unter: http://www.dimdi.de/static/de/klassi/diagnosen/icd10/
ls-icdhtml.htm. 
19 Abrufbar unter: http://www.dimdi.de/static/de/klassi/diagnosen/icd10/
ls-icdhtml.htm 
20 Vgl. das zur Publikation vorgesehene Urteil des Bundesgerichts BGE 
9C_510/2009 vom 30. August 2010, E. 3.2.3. 
21 Vgl. Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1911. 
22 Erläuternder Bericht vom 17. Juni 2009, Invalidenversicherung – 6. IVG-
Revision, erstes Massnahmepaket, S. 27 und 36., abrufbar unter: www.
admin.ch/d/gg/pc/documents/1696/Bericht.pdf. 
23 Vgl. Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1837 ff. 
5Thomas Gächter / Eva Siki, Sparen um jeden Preis?, in: Jusletter 29. November 2010 
kann die unrichtige Feststellung des Sachverhalts nach 
Art. 53 Abs. 1 ATSG unter gewissen Bedingungen auf dem 
Weg der prozessualen Revision korrigiert werden (ursprüng-
lich unrichtiger Sachverhalt). Sodann ist gemäss Art. 53 
Abs. 2 ATSG die Anpassung einer Verfügung möglich, wenn 
sie auf einer fehlerhaften Rechtsanwendung beruht (ur-
sprünglich unrichtige Rechtsanwendung). In beiden Fällen 
handelt es sich um eine Unrichtigkeit, die schon im Zeitpunkt 
des Verfügungserlasses bestand.
[Rz 19] Art. 17 ATSG wiederum regelt die Anpassung einer 
ursprünglich korrekten, nachträglich fehlerhaften Verfügung 
über eine Dauerleistung. Erfährt der Invaliditätsgrad auf-
grund einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse nach 
Verfügungserlass eine leistungsrelevante Veränderung, 
ist die Anpassung einer Invalidenrente gegebenenfalls im 
Rahmen einer Revision nach Art. 17 Abs. 1 ATSG möglich 
(nachträglich unrichtiger Sachverhalt). Als Gründe, die eine 
Änderung des Invaliditätsgrades bewirken und zur Renten-
revision führen können, kommt insbesondere die Änderung 
des Invalideneinkommens aufgrund einer Änderung des Ge-
sundheitszustands oder der erwerblichen Verhältnisse der 
versicherten Person in Betracht.24
[Rz 20] Die im vorliegenden Zusammenhang interessierende 
Konstellation ist gesetzlich nicht explizit geregelt. Zur Diskus-
sion steht die Neubeurteilung des Invaliditätsgrades gestützt 
auf die Änderung der massgebenden rechtlichen Grundla-
gen, ohne dass sich der diesem zugrunde liegende medizini-
sche oder erwerbliche Sachverhalt verändert hat.
[Rz 21] Praxisgemäss sind ursprünglich fehlerfreie Verfügun-
gen über Dauerleistungen unter Vorbehalt anders lautender 
Übergangsbestimmungen sowie allfälliger wohlerworbener 
Rechte grundsätzlich an Änderungen der Rechtslage an-
zupassen, die aus einer Gesetzesänderung resultieren.25 
Anpassungen auf dem Weg eines formellen Gesetzes sind 
somit grundsätzlich möglich.26
[Rz 22] Eine geänderte Gerichts- oder Verwaltungspraxis 
hingegen bildet in der Regel keinen Anlass, in eine laufen-
de, auf einer formell rechtskräftigen Verfügung beruhende 
Dauerleistung einzugreifen.27 Insbesondere der Eingriff in ein 
Dauerrechtsverhältnis, der sich auf eine neue Rechtspraxis 
stützt und die versicherte Person belastet, kommt nach der 
Rechtsprechung nur dann in Betracht, wenn krass stossende 
Leistungszusprachen zu korrigieren sind.28
[Rz 23] Eine solche Ausnahmesituation liegt namentlich dann 
24 Vgl. müLLer Urs, Die materiellen Voraussetzungen der Rentenrevision in 
der Invalidenversicherung, Diss., Freiburg (Schweiz) 2003, Rz. 420 ff., 
insb. Rz. 488 ff., Rz. 546 ff. 
25 Vgl. statt vieler BGE 135 V 201, E. 6.1.1 m.w.H. 
26 Vgl. aber zu den möglichen Schranken für den Leistungsabbau im Sozial-
staat Gächter (Fn. 11), passim. 
27 BGE 135 V 201, E. 6.1.1 m.w.H. Vgl. ferner kieser (Fn. 37), Art. 17, Rz. 7. 
28 BGE 135 V 201, E. 6.1.2.2. 
vor, wenn das Festhalten an der ursprünglichen Verfügung 
aus Sicht der neuen Rechtspraxis als nicht mehr vertretbar 
erscheint und die alte Praxis nur noch in Bezug auf eine sehr 
kleine Zahl von Versicherten beibehalten würde.29 Sodann 
müssen die Gesichtspunkte der Rechtssicherheit und des 
Vertrauens auf die Weitergewährung einmal zugesprochener 
staatlicher Leistungen gegen das öffentliche Interesse an ei-
ner gesetzmässigen und sachlich vertretbaren Durchführung 
der Versicherung abgewogen werden. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichts muss aufgrund der «typischen» 
sozialversicherungsrechtlichen Ausgangslage eine einheitli-
che Lösung für alle betroffenen Personen erreicht werden. 
In aller Regel kommt bei Rentenaufhebungen oder -herab-
setzungen, wo zusätzlich zum Aspekt der Rechtssicherheit 
auch jener des erweckten Vertrauens eine Rolle spielt, den 
für eine Weiterausrichtung sprechenden Aspekten mehr Ge-
wicht zu als der Gleichbehandlung der Rentenbezüger mit 
Personen, die erst eine Rente beantragt haben.30
[Rz 24] Während in den ersten drei Konstellationen die Inte-
ressenabwägung, ob auf eine rechtskräftige Verfügung über 
eine sozialversicherungsrechtliche Dauerleistung zurückzu-
kommen ist, bereits durch den Gesetzgeber vorgenommen 
wurde, gebietet die Frage, ob eine konkrete geänderte Ver-
waltungs- oder Gerichtspraxis einen hinreichenden Rück-
kommenstitel für die Anpassung von Dauerleistungen dar-
stellt, stets eine sorgfältige Interessenabwägung, die – nach 
ständiger Praxis – in der Regel zugunsten der Leistungsbe-
züger ausfällt. Die individuelle Leistungsanpassung zuun-
gunsten der versicherten Person stellt daher eine Ausnah-
mesituation dar.31
[Rz 25] Unlängst hat das Bundesgericht denn auch folgerich-
tig entschieden und einlässlich begründet, dass weder die 
mit BGE 130 V 352 begründete Praxis noch der mit der 5. 
IVG-Revision eingefügte Art. 7 Abs. 2 ATSG eine derartige 
Ausnahmesituation begründen und deshalb keine Rückkom-
menstitel auf frühere Rentenentscheide darstellen.32 Mit die-
ser Rechtsprechung trägt das Bundesgericht insbesondere 
auch der in Art. 17 und 53 ATSG getroffenen gesetzgebe-
rischen Wertentscheidung Rechnung, dass dem Bestand 
einer einmal ergangenen Verfügung ein hoher Stellenwert 
zukommt und eine Anpassung von Dauerverfügungen im 
Leistungsrecht der Sozialversicherungen nur unter den in 
diesen Bestimmungen umschriebenen Tatbeständen mög-
lich ist.33
29 BGE 135 V 201, E. 6.1.1. und E. 6.1.3, je m.w.H. 
30 BGE 135 V 201, E. 6.4. 
31 Vgl. die Darstellung der bisherigen Rechtsprechung in BGE 135 V 201, E. 
6.1.2. 
32 BGE 135 V 201; 135 V 215. 
33 Vgl. Gächter (Fn. 11), S. 232 f.; kieser (Fn. 37), Art. 17, Rz. 6; mosimann, 
Leistungsanpassung, S. 525; müLLer, (Fn. 24), Rz. 283 ff. 
6Thomas Gächter / Eva Siki, Sparen um jeden Preis?, in: Jusletter 29. November 2010 
2. Anpassung von laufenden Invaliden-
renten aufgrund der geplanten Schluss-
bestimmung
[Rz 26] Mit der geplanten Schlussbestimmung soll nun eine 
explizite gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, 
den Invaliditätsgrad von versicherten Personen anzupassen, 
denen vor dem 1. Januar 2008 gestützt auf die Diagnose 
eines organisch nicht erklärbaren Schmerzzustandes bzw. 
eines pathogenetisch-ätiologisch unklaren syndromalen Be-
schwerdebildes ohne nachweisbare organische Grundlage 
eine Rente zugesprochen wurde, ohne dass sich der dem 
Rentenanspruch zugrunde liegende Sachverhalt verändert 
hat.
[Rz 27] Im Kontext der sozialversicherungsrechtlichen Leis-
tungsanpassung steht die geplante Bestimmung somit im 
(bewussten) Widerspruch34 zur bisherigen in Art. 17 ATSG 
getroffenen gesetzgeberischen Wertentscheidung, welche 
das Zurückkommen auf frühere Rentenentscheide von ei-
ner Änderung des Sachverhalts abhängig macht. Sie wider-
spricht auch der bundesgerichtlichen Rechtsprechung, nach 
welcher weder die für den Rentenanspruch gestützt auf or-
ganisch nicht erklärbare Beschwerdebilder präzisierte Praxis 
noch die Änderung von Art. 7 ATSG im Rahmen der 5. IVG-
Revision hinreichende Rückkommenstitel für die Neubeurtei-
lung einer laufenden Invalidenrente darstellen.
IV. Unsicherheiten bei der Umsetzung der 
geplanten Schlussbestimmung
1. Vorbemerkung
[Rz 28] Nach der geplanten Übergangsbestimmung müssen 
laufende Renten, die gestützt auf die genannten Diagnosen 
gesprochen wurden, im Hinblick darauf überprüft werden, ob 
die Voraussetzungen von Art. 7 ATSG erfüllt sind. Der mit 
der 5. IVG-Revision eingefügte Art. 7 Abs. 2 ATSG schreibt 
vor, dass nur dann eine Erwerbsunfähigkeit vorliegt, wenn 
diese aus objektiver Sicht nicht überwindbar ist. Die Bestim-
mung betont damit die Objektivität bei der Beurteilung des 
der versicherten Person (noch) Zumutbaren. Nach Lehre und 
Rechtsprechung handelt es sich hierbei aber nicht um eine 
Gesetzesänderung im eigentlichen Sinn, sondern lediglich 
um eine Verankerung der bis anhin ergangenen Rechtspre-
chung zum Begriff der Invalidität.35
[Rz 29] Vielmehr müsste ein Rentenanspruch (erneut) im 
Hinblick darauf geprüft werden, ob und in welchem Ausmass 
eine versicherte Person trotz ihres organisch nicht erklärba-
ren Schmerzzustandes in einer ihr zumutbaren Tätigkeit ein 
Einkommen erzielen könnte. Es stellt sich daher die Frage, 
34 Vgl. Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1841 f. und S. 1911. 
35 Vgl. vorne Fn. 13. 
inwiefern die Neubeurteilung eines Rentenanspruchs im Hin-
blick auf die mit BGE 130 V 352 umschriebenen Kriterien bei 
gleich bleibendem (medizinischen und erwerblichen) Sach-
verhalt zur (erwarteten) Herabsetzung oder Aufhebung der 
Rente führt.
2. «Zumutbare Arbeit» als Grundlage der 
Feststellung des Invalideneinkommens
[Rz 30] Grundvoraussetzung für die Ausrichtung von Inva-
lidenrenten bildet seit jeher der Umstand, dass sich die er-
werbliche Situation einer versicherten Person aufgrund eines 
Gesundheitsschadens verschlechtert. Das Einkommen der 
versicherten Person vor Eintritt des Gesundheitsschadens 
(Valideneinkommen) wird mit demjenigen Einkommen ver-
glichen, das für die versicherte Person unter Berücksichti-
gung ihres Gesundheitszustands als erzielbar erachtet wird 
(Invalideneinkommen).36 Der Invaliditätsgrad stellt die in Pro-
zenten ausgedrückte Differenz zwischen Validen- und Inva-
lideneinkommen dar und quantifiziert so den sozialversiche-
rungsrechtlich-relevanten Nachteil, der mittels Ausrichtung 
einer Invalidenrente in der durch die jeweiligen Einzelgesetze 
vorgegebenen Höhe (und damit pauschalisiert) kompensiert 
werden soll.
[Rz 31] Erwerbsunfähig und damit dem Grundsatz nach an-
spruchsberechtigt ist eine versicherte Person somit nicht 
(erst) dann, wenn es ihr aufgrund der gesundheitlichen Be-
einträchtigung verunmöglicht wird, irgendeine Erwerbstätig-
keit auszuüben, sondern dann, wenn sie nicht mehr in einer 
gleichwertigen Tätigkeit arbeiten und deshalb aufgrund der 
gesundheitlichen Beeinträchtigung weniger verdienen könn-
te als vorher. Bei der Feststellung des Invalideneinkommens 
ist sodann nicht ausschlaggebend, welches Einkommen eine 
versicherte Person nach Eintritt des Gesundheitsschadens 
tatsächlich erzielt, sondern welches Einkommen ihr unter in-
validenrentenrelevanten Gesichtspunkten im konkreten Fall 
zugemutet werden kann.37
[Rz 32] Erwerbseinbussen oder Erwerbsausfälle, die da-
durch entstehen, dass eine versicherte Person nicht (mehr) 
arbeitet, obwohl sie unter Berücksichtigung ihres Gesund-
heitszustandes («bei Aufbietung allen guten Willens») dazu in 
der Lage wäre, sind IV-rechtlich nicht relevant. Das Ausmass 
der in diesem Zusammenhang von der versicherten Person 
forderbaren und damit anrechenbaren Einkommenserzie-
lung muss objektiv bestimmt werden. Es ist somit festzustel-
len, ob und in welchem Masse ein Versicherter infolge seines 
Gesundheitsschadens auf dem ihm nach seinen Fähigkeiten 
offenstehenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt erwerbstätig 
sein könnte. Dabei kommt es massgeblich darauf an, wel-
che Tätigkeit («zumutbare Arbeit») ihm zugemutet werden 
36 Art. 16 ATSG. 
37 Vgl. Art. 7 i.V.m. 16 ATSG. Vgl. ferner kieser UeLi, ATSG-Kommentar, 2. 
Auflage, Zürich/Basel/Genf 2009, Art. 7, Rz. 19. 
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kann.38 Diese Grundsätze hat das Bundesgericht bereits in 
BGE 102 V 165 in Bezug auf psychische Beeinträchtigungen 
der Gesundheit festgehalten.
[Rz 33] Die «zumutbare Arbeit» als Grundlage des anrechen-
baren Invalideneinkommens ist ein unbestimmter Rechts-
begriff, den die Verwaltung (und im Streitfall das Gericht) im 
jeweiligen Einzelfall konkretisieren muss. Deshalb stellt die 
Beurteilung der zumutbaren Arbeit und damit die Feststel-
lung des Invalideneinkommens eine Rechtsfrage dar.39
[Rz 34] Ob einer versicherten Person die bisherige Erwerbs-
tätigkeit oder andere Erwerbstätigkeiten zumutbar sind, er-
mittelt der Rechtsanwender aufgrund sämtlicher objektiver 
und subjektiver Elemente des jeweiligen Einzelfalles. Sowohl 
der Gesundheitszustand und die verbleibenden funktiona-
len Ressourcen als auch weitere Faktoren wie das Alter, die 
Sprachkenntnisse, Berufserfahrungen oder die arbeitsmarkt-
lichen Möglichkeiten – und damit der objektive Zugang zu ei-
nem in Betracht gezogenen Verweisungsberuf – haben einen 
direkten Einfluss auf die Bestimmung des der versicherten 
Person offen stehenden Arbeitsmarktes und der darin zu-
mutbaren Tätigkeiten.40
[Rz 35] Ist für eine versicherte Person eine bestimmte un-
selbstständige Tätigkeit aufgrund ihrer verbliebenen Res-
sourcen aus medizinischer Sicht möglich, beurteilt das Bun-
desgericht beispielsweise unter anderem im Hinblick auf das 
Alter einer versicherten Person, ob der Wechsel von der an-
gestammten selbstständigen in diese unselbstständige Tä-
tigkeit zumutbar ist und somit das in der unselbstständigen 
Tätigkeit erzielbare Einkommen als Invalideneinkommen an-
gerechnet werden kann. Oder ist zum Beispiel ein Hilfsarbei-
ter aus medizinischer Sicht noch zu einer Leistung von rund 
40% in sitzender Stellung, verteilt auf je zwei Stunden am 
Vor- und Nachmittag einsetzbar, beurteilt der Rechtsanwen-
der die Zumutbarkeit einer solchen Tätigkeit (auch) danach, 
ob sich eine geeignete Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt überhaupt finden lässt. Die (juristische) Konkre-
tisierung des Rechtsbegriffs «zumutbare Arbeit» und damit 
die Feststellung des Invalideneinkommens im Einzelfall be-
dingen daher sowohl eine sorgfältige objektiv-medizinische 
und arbeitsmarktlich-berufsspezifische Beweiserhebung 
38 Vgl. BGE 135 V 201, E. 7.1.1. BGE 102 V 165. 
39 Vgl. hierzu grundlegend meyer ULrich, Der Rechtsbegriff der Arbeitsunfä-
higkeit und seine Bedeutung in der Sozialversicherung, namentlich für den 
Einkommensvergleich in der Invaliditätsbemessung, in: René Schaffhau-
ser/Franz Schlauri (Hrsg.), Schmerz und Arbeitsunfähigkeit, Schriftenrei-
he des Institutes für Rechtswissenschaften und Rechtspraxis, Band 23, 
St. Gallen 2003, S. 27 ff. 
40 brUnner/birkhäUser (Fn. 57), S. 185; kieser (Fn. 37), Art. 16, Rz. 23; Art. 7, 
Rz. 30 unten; meyer, Invalidenversicherung (Fn. 15), S. 272 f.; mosi-
mann/ebner (Fn. 13), S. 526 f.; rüedi rUdoLf, Im Spannungsfeld zwischen 
Schadenminderungspflicht und Zumutbarkeitsgrundsatz bei der Inva-
liditätsbemessung nach einem ausgeglichenen Arbeitsmarkt, in: René 
Schaffhauser/Franz Schlauri (Hrsg.), Rechtsfragen der Invalidität in der 
Sozialversicherung, St. Gallen 1999, S. 29 ff., S. 33 f. 
wie auch den juristisch-wertenden Einbezug weiterer 
Zumutbarkeitsfaktoren.
[Rz 36] Damit es tatsächlich zu den erwarteten Rentenauf-
hebungen (oder -herabsetzungen) kommen könnte, müss-
te es den versicherten Personen mit den betreffenden Be-
schwerdebildern somit im Einzelfall zumutbar sein, trotz 
des Gesundheitsschadens die vor Eintritt des Gesundheits-
schadens ausgeübte oder eine ihr gleichwertige Tätigkeiten 
auszuüben.41
3. Konkretisierung der «zumutbaren Arbeit» 
unter Berücksichtigung der in BGE 130 
V 352 formulierten Kriterien
[Rz 37] Vorstehend wurde dargelegt, unter welchen Aspek-
ten der Rechtsbegriff der «zumutbaren Arbeit» durch die 
Rechtsanwendung konkretisiert wird, um das der versicher-
ten Person anrechenbare Invalideneinkommen zu ermitteln. 
Es stellt sich nachfolgend die Frage, wo in diesem Zusam-
menhang die in BGE 130 V 352 genannten Kriterien zu ver-
orten sind und welche Auswirkungen ihre Berücksichtigung 
auf die Beurteilung eines Rentenanspruchs hat.
[Rz 38] Wie gesehen ist es die Aufgabe der medizinischen 
Fachpersonen, Auskunft über den Gesundheitszustand 
und das funktionelle Leistungsvermögen einer versicherten 
Person zu geben. Bei den Schmerzverarbeitungsstörungen 
muss der Arzt sich dazu äussern, inwiefern die versicherte 
Person über psychische Ressourcen verfügt, welche es ihr 
erlauben oder nicht mehr erlauben, mit ihren Schmerzen um-
zugehen und bestimmte Tätigkeiten zu verrichten.42 Hierbei 
handelt es sich um (medizinische) Tatsachen, die dem Be-
weis zugänglich sind. Seit jeher liefern somit die ärztlichen 
Einschätzungen und Schlussfolgerungen zur (Rest-)Arbeits-
fähigkeit einer versicherten Person eine äusserst wichtige 
Grundlage der juristischen Zumutbarkeitsbeurteilung.
[Rz 39] Der (medizinische) Schluss von einer gesundheitli-
chen Beeinträchtigung auf das eingeschränkte funktionelle 
Leistungsvermögen (aufgrund von fehlenden psychischen 
Ressourcen) ist aber für den Rechtsanwender insbesondere 
bei organisch nicht hinreichend erklärbaren Beschwerdebil-
dern nicht leicht nachzuvollziehen.43
[Rz 40] Die Rechtsprechung hat deshalb bestimmte Richt-
linien für die Beweiswürdigung (d.h. für die Bewertung der 
Beweise) aufgestellt, um den Bedürfnissen der Massen-
verwaltung in Bezug auf die rechtsgleiche Handhabung 
41 Wäre die Zumutbarkeit lediglich für eine schlechter bezahlte Tätigkeit ge-
geben, müsste das Valideneinkommen dem zumutbarerweise erzielbaren 
Invalideneinkommen gegenüber gestellt werden und der Rentenanspruch 
aufgrund des hieraus resultierenden Invaliditätsgrads beurteilt und allen-
falls herabgesetzt werden. 
42 Vgl. schon BGE 102 V 165. 
43 Vgl. auch meyer, Invalidenversicherung (Fn. 15), S. 25. 
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vergleichbarer Beschwerdebilder nachzukommen.44 Bei der 
Beweiswürdigung geht es darum zu beurteilen, welche Be-
weiskraft einem Beweismittel zukommt und welcher Beweis-
mittel es Bedarf, um einen Sachumstand zu beweisen.45
[Rz 41] In diesem Zusammenhang hat das Bundesgericht in 
BGE 130 V 352 die genannten (Foerster- )Kriterien formu-
liert, anhand derer die Arbeitsfähigkeit im Einzelfall durch 
die begutachtenden Fachpersonen und im Rahmen der 
Beweiswürdigung durch die Organe der Rechtsanwendung 
zu prüfen ist, um eine einheitlichere und damit rechtsglei-
chere Einschätzung der Arbeitsfähigkeit zu gewährleisten.46 
Es handelt sich somit um besondere Vorgaben für psychi-
atrische Gutachten im Zusammenhang mit somatoformen 
Schmerzstörungen und ähnlichen Krankheitsbildern. Indem 
der Gutachter bestimmte Randbedingungen umschreiben 
muss, wird der Schluss von einer ärztlich festgestellten Di-
agnose auf die verbleibenden Ressourcen in Bezug auf die 
Verrichtung bestimmter Tätigkeiten für den Rechtsanwender 
nachvollziehbarer. Dabei ist nicht erforderlich, dass sich eine 
psychiatrische Expertise in jedem Fall über jedes einzelne 
der genannten Kriterien ausspricht; entscheidmassgeblich ist 
eine Gesamtwürdigung der Situation.47 Das Gutachten muss 
aber eine Antwort auf die Frage geben, ob die versicherte 
Person über die notwendigen Ressourcen zur Überwindung 
ihrer Schmerzen verfügt.48 Diese Beurteilung hat der Gut-
achter nach der Rechtsprechung mit Blick auf die folgenden 
Kriterien vorzunehmen:
[Rz 42] Liegt eine mitwirkende, psychisch ausgewiesene Ko-
morbidität49 von erheblicher Schwere, Intensität, Ausprägung 
und Dauer vor?
[Rz 43] Oder liegen andere qualifizierte, mit gewisser Intensi-
tät und Konstanz erfüllte Kriterien vor wie:
• chronische körperliche Begleiterkrankungen und ein 
mehrjähriger Krankheitsverlauf bei unveränderter 
oder progredienter Symptomatik ohne längerfristige 
Remission,
• ein ausgewiesener sozialer Rückzug in allen 
Belangen des Lebens,
• ein verfestigter, therapeutisch nicht mehr angehbarer 
innerseelischer Verlauf einer an sich missglückten, 
psychisch aber entlastenden Konfliktbewältigung, 
oder
• unbefriedigende Behandlungsergebnisse trotz konse-
quent durchgeführter ambulanter und/oder stationärer 
44 Vgl. müLLer Urs, Das Verwaltungsverfahren in der Invalidenversicherung, 
Bern 2010 (nachfolgend: müLLer, Verwaltungsverfahren), Rz. 1593. 
45 müLLer, Verwaltungsverfahren (Fn. 44), Rz. 1569. 
46 BGE 135 V 201, E. 7.1.3. 
47 BGE 130 V 396, (unveröffentlichte) E. 7.4 m.w.H.; BGE 131 V 49. 
48 müLLer, Verwaltungsverfahren (Fn. 44), Rz. 1693 m.w.H. 
49 Gleichzeitiges Vorliegen mehrerer krankhafter Störungen. 
Behandlungsbemühungen (auch mit unterschied-
lichem therapeutischem Ansatz) und gescheiterte 
Rehabilitationsmassnahmen bei vorhandener Motiva-
tion und Eigenanstrengung der versicherten Person.50
[Rz 44] Die Beweiswürdigung bei diagnostizierten anhalten-
den somatoformen Schmerzstörungen und ähnlichen Be-
schwerdebildern erfolgt sodann nach der Rechtsprechung 
gestützt auf die Vermutung, dass die entsprechenden Diag-
nosen oder ihre Folgen mit einer zumutbaren Willensanstren-
gung überwindbar seien. Nur wenn die genannten Kriterien 
in der geforderten Art erfüllt sind, fällt ein Abweichen von 
diesem Grundsatz in Betracht. Es handelt sich hierbei um 
eine qualifizierte natürliche Vermutung, weil sich diese aus-
schliesslich auf die allgemeine Lebenserfahrung stützt, vom 
konkreten Sachverhalt losgelöst ist und damit einen solchen 
Abstraktionsgrad aufweist, dass ihr die Funktion einer Norm 
zukommt.51
[Rz 45] Erfolgt die Beweiswürdigung gestützt auf eine quali-
fizierte natürliche Vermutung, bedeutet dies zunächst, dass 
der Vermutungsgegner die Vermutungsbasis (Vorliegen ei-
nes solchen Beschwerdebildes) und die Vermutungsfolge 
(Überwindbarkeit der Beschwerden im Hinblick auf die Ver-
richtung einer bestimmten Tätigkeit) mit Hilfe des Gegenbe-
weises entkräften kann und muss.52 Weil nun aber aufgrund 
des das Verwaltungsverfahren beherrschenden Untersu-
chungsgrundsatzes die subjektive Beweislast entfällt, müs-
sen die IV-Stellen von Amtes wegen sowohl Gründe für und 
gegen das Vorliegen oder Fehlen eines Sachumstandes her-
anziehen. Sie müssen den Haupt- und Gegenbeweis gleich-
sam selber in ihrer Überzeugungsbildung führen; es findet 
keine Umkehr der Beweislast statt.53 Für die Entkräftung der 
Vermutung, dass eine somatoforme Schmerzstörung oder 
ein ähnliches Beschwerdebild überwindbar ist, genügt es, 
wenn Zweifel an der Vermutung bestehen, weil eine mitwir-
kende Komorbidität oder andere Kriterien mit einer gewissen 
Intensität und Konstanz belegt sind.54
50 BGE 130 V 352, E. 2.2.3. 
51 Vgl. hierzu müLLer Urs, Die natürliche Vermutung in der Invalidenversi-
cherung, in: Gabriela Riemer-Kafka/Alexandra Rumo-Jungo (Hrsg.), So-
ziale Sicherheit – Soziale Unsicherheit. Festschrift für Erwin Murer zum 
65. Geburtstag, Bern 2010, S. 549 ff. (nachfolgend müLLer, Vermutung), 
S. 551 f. und 554. Ferner Gächter thomas/tremp dania, Praxisänderung zur 
Invalidenrente nach einem HWS-Trauma, in: Jusletter 27. September 2010 
(www.jusletter.ch), Rz. 32. 
52 Vgl. müLLer, Vermutung (Fn. 51), S. 552 f. 
53 müLLer, Vermutung (Fn. 51), S. 553 f. und 560 f.; derseLbe, Verwaltungs-
verfahren (Fn. 44), Rz. 1763. 
54 müLLer, Vermutung (Fn. 51), S. 564. Es ist nicht Gegenstand dieses Auf-
satzes, die Rechtsprechung des Bundesgerichts zum invalidisierenden 
Charakter von organisch nicht nachweisbaren Schmerzzuständen kritisch 
zu beleuchten, sondern die mit der Umsetzung der geplanten Schluss-
bestimmung verbundenen Probleme aufzuzeigen. Anzumerken bleibt 
aber, dass diese Rechtsprechung sehr weitgehend in den Grundsatz der 
freien Beweiswürdigung eingreift, indem sie vorschreibt, dass die Un-
zumutbarkeit der (Wieder-)Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bei einer 
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[Rz 46] Aufgrund der Überlegungen zur Invaliditätsbemes-
sung und zur Rolle der medizinischen Grundlagen für die Zu-
mutbarkeitsbeurteilung wird deutlich, dass es sich einerseits 
nicht so verhält, dass vor BGE 130 V 352 ohne Weiteres eine 
Rente zugesprochen wurde, wenn eine entsprechende Diag-
nose vorlag. Die Diagnose eines organisch nicht erklärbaren 
Schmerzzustandes konnte – je nachdem wie die verbleiben-
den funktionellen Ressourcen im Hinblick auf die Verrichtung 
in einer als zumutbar erachteten Arbeit im Einzelfall beurteilt 
wurden – vielmehr sowohl zur Bejahung als auch zur Vernei-
nung eines Rentenanspruchs führen. Die früheren Rentenzu-
sprachen erscheinen deshalb auch aus heutiger Sicht nicht 
ohne weiteres als rechtswidrig oder als nicht vertretbar.55
[Rz 47] Anderseits ist auch seit BGE 130 V 352 die Zuspra-
che einer Invalidenrente gestützt auf ein pathogenetisch-
ätiologisch unklares syndromales Beschwerdebild ohne 
nachweisbare organische Grundlage nicht automatisch aus-
geschlossen. Vielmehr müssen die Organe der Rechtsan-
wendung bei der Beurteilung der vorhandenen Ressourcen 
im Hinblick auf bestimmte Tätigkeiten in jedem Einzelfall die 
in BGE 130 V 352 formulierten Kriterien umfassend prüfen.56 
Die ärztlichen Einschätzungen und Schlussfolgerungen 
zur (Rest-)Arbeitsfähigkeit einer versicherten Person, müs-
sen somit (neu) insbesondere den hier formulierten Kriteri-
en über die Unüberwindlichkeit der Schmerzsymptomatik 
standhalten.
[Rz 48] Weil auch schon vor BGE 130 V 352 die Arbeits-
unfähigkeit nach objektiven Gesichtspunkten zu beurteilen 
war, ist noch unklar, in wie vielen Fällen die Zumutbarkeit 
der Arbeitsleistung im Hinblick auf die formulierten Objekti-
vierungskriterien aus medizinischer Sicht neu tatsächlich zu 
bejahen wäre. Sollte die geplante Schlussbestimmung Ein-
gang in das Gesetz finden, stünde damit zumindest die Be-
urteilung zahlreicher Fälle zur Diskussion, die aufgrund des 
diagnostizierten Schmerzstörung nur dann als nachgewiesen gilt, wenn 
die genannten Kriterien vorliegen. Damit gibt sie einerseits den medizini-
schen Fachpersonen den (medizinischen!) Massstab ihrer Begutachtung 
vor. Vgl. jörG jeGer, Somatoforme Schmerzstörungen und Arbeitsunfähig-
keit: Differenzen oder Konsens zwischen Medizin und Rechtsprechung?, 
in: René Schaffhause/Franz Schlauri (Hrsg.), Medizin und Sozialversiche-
rung im Gespräch, St. Gallen 2006, S. 155 ff., S. 191 und 200. Anderseits 
schränkt sie die rechtsanwendenden Behörden ein, alle verfügbaren me-
dizinischen Unterlagen und weiteren Informationen frei und differenziert 
zu würdigen. Damit birgt sie die Gefahr von Alles-oder-nichts-Lösungen, 
weil den Betroffenen so entweder eine volle Erwerbstätigkeit zugemutet 
wird oder eben nicht. Diesbezüglich wäre eine Präzisierung der Recht-
sprechung wünschbar, die klarstellen würde, dass trotz dieser Kriterien 
eine differenzierte und ressourcenorientierte Konkretisierung der «zu-
mutbaren Arbeit» im Einzelfall notwendig ist, die auch zu Teilinvaliditäten 
führen kann. Vgl. auch schon Gächter/tremp (Fn. 51), Rz. 37; ferner müLLer, 
Verwaltungsverfahren (Fn. 44), Rz. 1593. 
55 Insbesondere aus diesem Grund erachtet das Bundesgericht weder die 
Präzisierung der Praxis mit BGE 130 V 352 noch den neu eingefügten 
Art. 7 Abs. 2 ATSG als hinreichende Rückkommenstitel für die Neuüber-
prüfung von laufenden Renten. Vgl. BGE 135 V 201, E. 7.2, insb. 7.2.1. 
56 So auch BGE 135 V 201, E. 7.2.2. 
das Verwaltungsverfahren beherrschenden Untersuchungs-
grundsatzes eine aufwändige Überprüfung erfordern, deren 
Ergebnis nach dem Gesagten weitgehend ungewiss ist.
[Rz 49] In der Tat hat aber die Präzisierung der Rechtspre-
chung dazu geführt, dass sich die begutachtenden Ärzte 
strikt an dieser Rechtsprechung orientieren und das Vorlie-
gen einer Arbeitsunfähigkeit heute eher als früher verneinen, 
wenn sie eine somatoforme Schmerzstörung oder ein ähnli-
ches Beschwerdebild feststellen, so dass heute in vielen Fäl-
len ein Rentengesuch abgelehnt werden muss, in denen frü-
her ein Rentenanspruch bejaht wurde.57 Seit BGE 130 V 352 
ist die Zahl der neu zugesprochenen Invalidenrenten deutlich 
zurückgegangen.58 Deshalb ist immerhin anzunehmen, dass 
die medizinische Neubeurteilung der Arbeitsfähigkeit unter 
Anwendung der (Foerster-)Kriterien zwar nicht in allen, aber 
doch in vielen Fällen im Vergleich zu früher positiver – und 
damit für die Rentenerwartung negativer – ausfallen wird.
4. Konkretisierung der «zumutbaren Arbeit» 
unter Berücksichtigung weiterer Zumut-
barkeitsfaktoren?
a) Vorbemerkung
[Rz 50] Die «zumutbare Arbeit» beurteilt sich wie dargelegt 
danach, ob und inwiefern eine versicherte Person die bishe-
rige Erwerbstätigkeit (wieder-)aufnehmen kann oder ob und 
welche anderen Verweisungstätigkeiten unter Berücksich-
tigung ihres Gesundheitszustands und weiterer subjektiver 
und objektiver Element in Frage kommen.
[Rz 51] Selbst wenn nun, aufgrund des durch die Foerster-
Kriterien ergänzten medizinischen Befundes, die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit für viele Rentenbezüger als zumutbar 
beurteilt würde, ist damit vorerst nur die medizinische Sei-
te der «zumutbaren Arbeit» geklärt. Es verbleibt eine Unsi-
cherheit darüber, ob und inwiefern in die Neubeurteilung von 
bereits seit Jahren laufenden Renten noch weitere Faktoren 
einbezogen werden müssen.
57 Vgl. brUnner andreas/birkhäUser noah, Somatoforme Schmerzstörung – 
Gedanken zur Rechtsprechung und deren Folgen für die Praxis, insbe-
sondere mit Blick auf die Rentenrevision, in: Basler Juristische Mittei-
lungen (BJM) 2007, S. 169 ff., S. 199; jeGer jörG, S. 194, Somatoforme 
Schmerzstörung und Arbeitsunfähigkeit: Differenzen oder Konsens zwi-
schen Medizin und Rechtsprechung?, in: Schaffhauser/Schlauri (Hrsg.), 
Medizin und Sozialversicherung im Gespräch, St. Gallen 2006, S. 156 ff., 
S. 194; ackermann ULrich, Die Begutachtung durch die MEDAS, in: Erwin 
Murer (Hrsg.), Möglichkeiten und Grenzen der medizinischen Begutach-
tung. Medizin zwischen dem Hammer der Anwaltschaft und dem Amboss 
der Versicherer (Freiburger Sozialrechtstage 2010), Bern 2010, S. 51 ff, S. 
60. 
58 Vgl. Statistiken zur sozialen Sicherheit, IV-Statistik, Dezember 2009, 
S. 27 ff., abrufbar unter: http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zah-
len/00095/00442/index.html?lang=de. 
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b) Gesetzeswortlaut und Botschaft
[Rz 52] Die geplante Übergangsregelung enthält keine expli-
ziten Bestimmungen über die Beurteilung der Zumutbarkeit. 
Allerdings findet nach Abs. 4 für Rentenbezüger, die das 55. 
Altersjahr zurückgelegt haben oder seit mehr als 15 Jahren 
eine Renten beziehen, keine Neubeurteilung ihres Anspruchs 
statt. In diesen Fällen nimmt die gesetzliche Regelung die 
Frage der Zumutbarkeit vorweg: Indem die Neubeurteilung 
der laufenden Renten für die betreffenden Rentenbezüger 
ausgeschlossen ist, wird damit gleichzeitig die Zumutbarkeit 
der (Wieder-)Aufnahme einer Erwerbstätigkeit verneint.59
[Rz 53] Es stellt sich daher die Frage, ob für die übrigen 
Rentenbezüger e contrario die (Wieder- )Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit als zumutbar zu erachten ist, wenn dies aus 
medizinischer Sicht nicht ausgeschlossen ist. Obwohl eine 
derartige Interpretation der Bestimmung durch die systema-
tische Gegenüberstellung von Abs. 1 und 4 an sich denkbar 
wäre – und den hinter der Bestimmung stehenden Sparan-
strengungen entsprechen könnte –, sprechen mehrere Grün-
de dafür, dass auch in den Fällen von Abs. 1 jeweils eine 
sorgfältige Zumutbarkeitsbeurteilung unter Einbezug weite-
rer, nichtmedizinischer Faktoren zu erfolgen hätte.
[Rz 54] Nach Abs. 1 müssen die laufenden Renten im Hin-
blick darauf überprüft werden, ob die Voraussetzungen nach 
Art. 7 ATSG erfüllt sind. Wie vorne dargelegt, muss die einer 
versicherten Person «zumutbare Arbeit» und in diesem Zu-
sammenhang die Feststellung des als erzielbar erachteten 
Invalideneinkommens stets unter Berücksichtigung sämt-
licher subjektiver und objektiver Elemente des Einzelfalles 
konkretisiert werden. Damit kann die Invalidität nicht allein 
gestützt auf das Vorliegen oder Fehlen der sog. Foerster-
Kriterien bemessen werden. Dies gilt für die Beurteilung von 
Rentengesuchen genauso wie für laufende Renten.
[Rz 55] Wie aus der Botschaft des Bundesrates hervorgeht, 
war es auch nicht die Absicht, den Rentenanspruch von ver-
sicherten Personen mit den entsprechenden Beschwerdebil-
dern einzig unter dem Gesichtspunkt der Foerster-Kriterien 
zu überprüfen. Zwar wird bei diesen Rentenbezügern ein 
Eingliederungspotenzial vermutet.60 Sodann wird bei der 
Beschreibung des Ablaufs eines Rentenrevisionsverfahrens 
keine differenzierte Zumutbarkeitsbeurteilung (Verhältnis-
mässigkeitsprüfung) erwähnt. Die Neubeurteilung soll wie 
folgt ablaufen: Liegt weder eine wesentliche Änderung des 
Gesundheitszustands noch der erwerblichen Verhältnisse 
vor und ist der Sachverhalt somit im Wesentlichen gleich 
59 Im Rahmen der ständerätlichen Beratung wurde von einer Minderheit zu 
Recht beantragt, die Schlussbestimmung zumindest derart zu ändern, 
dass eine Rentenüberprüfung entfallen soll, wenn der Rentenbezüger im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung das 50. Altersjahr zurückgelegt 
hat oder im Zeitpunkt, in dem die Überprüfung der Rente eingeleitet wird, 
seit mehr als zehn Jahren eine Rente bezieht. Dieser Antrag wurde jedoch 
abgelehnt. Vgl. Amtl. Bull. SR 2010, S. 661 
60 Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1840. 
geblieben, hat die IV-Stelle zu prüfen, ob ein entsprechen-
des Beschwerdebild vorliegt. Ist dies der Fall und ist die 
gesundheitliche Beeinträchtigung mit einer zumutbaren Wil-
lensanstrengung überwindbar, wird die Rente für die Zukunft 
entsprechend angepasst.61 In der Botschaft zur Übergangs-
bestimmung wird dann aber explizit festgehalten, dass die 
Herabsetzung oder Aufhebung einer Rente nur nach ein-
gehender Prüfung des Sachverhalts erfolgen kann. Hierbei 
seien in jedem Fall die für die Beurteilung der Zumutbarkeit 
in BGE 130 V 352 formulierten (Foerster-)Kriterien zu prüfen 
und zudem dem bisher berechtigterweise erfolgten Renten-
bezug sowie der dadurch entstandenen Situation angemes-
sen Rechnung zu tragen. In jedem einzelnen Fall sei daher 
eine Güterabwägung vorzunehmen und auf dieser Basis zu 
entscheiden, ob eine Anpassung im konkreten Fall als ver-
hältnismässig erscheint.62 Auch die Botschaft äussert sich 
aber nicht dazu, nach welchem Massstab die jeweilige Ver-
hältnismässigkeitsprüfung im Einzelfall zu erfolgen hätte.
c) Bundesgerichtliche Rechtsprechung
[Rz 56] Wie erwähnt hat das Bundesgericht jüngst eingehend 
begründet, dass weder BGE 130 V 352 noch der neu einge-
fügte Art. 7 Abs. 2 ATSG hinreichende Gründe für eine Neu-
beurteilung von laufenden Renten bilden, insbesondere weil 
die ursprüngliche Beurteilung des Rentenanspruchs auch 
aus heutiger Perspektive nicht per se als rechtswidrig, sach-
fremd oder nicht vertretbar erscheint.63 Das Bundesgericht 
hat in diesem Zusammenhang aber bereits festgehalten, 
dass, selbst wenn die Verwaltung alle derartigen Fälle einer 
Überprüfung unterziehen müsste, in jedem Einzelfall zusätz-
lich zu den in BGE 130 V 352 formulierten Kriterien bei der 
Beurteilung der Zumutbarkeit zu prüfen wäre, ob eine Anpas-
sung im konkreten Fall als verhältnismässig erscheint.64 Die 
Verwaltung müsste nach Auffassung des Bundesgerichts da-
mit den Sachverhalt umfassend abklären und komplexe Un-
tersuchungen anstellen, die namentlich die Würdigung der 
ärztlichen Abklärungen, die Prüfung der wirtschaftlichen Si-
tuation und die Fragen der Wiedereingliederung beinhalten.65
d) Lehre
[Rz 57] In der Lehre äussern sich insbesondere Brunner/
Birkhäuser eingehend zu den Überlegungen, die bei einer 
Neuüberprüfung laufender Invalidenrenten im Hinblick auf 
die präzisierte Bundesgerichtspraxis angezeigt sind.66 Nach 
ihrer Auffassung ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Anpassung 
61 Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1843 und Grafik auf S. 1845. 
62 Botschaft 6. IVG-Revision (Fn. 1), S. 1911 und vorne S. 1841 f. Diese Auf-
fassung wurde auch in der ständerätliche Beratung vertreten. Vgl. Votum 
Kuprecht, Amtl. Bull. SR 2010, S. 663. 
63 BGE 135 V 201, E. 7.2.1. 
64 BGE 135 V 201, E. 7.2.2. 
65 BGE 135 V 215, E. 7.4. 
66 Zum ganzen Abschnitt brUnner/birkhäUser (Fn. 57), S. 203 f. 
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der Rente verhältnismässig ist. Dies nicht zuletzt deshalb, 
weil durch die Ausrichtung einer Rente auf Seiten des Ren-
tenbezügers die Erwartung und das Vertrauen begründet 
werde, dass ihm bei unveränderten tatsächlichen Verhält-
nissen weiterhin eine Rente ausgerichtet wird und er seine 
Lebensumstände in der Regel an die Höhe der Leistungen 
angepasst hat.67 Zwar würden keine wohlerworbenen Rech-
te begründet, es sei aber insoweit ein gewisser Vertrauens-
schutz zu bejahen, als die Phase der Erwerbslosigkeit bei 
der Überprüfung, ob weiterhin Anspruch auf Leistungen der 
Sozialversicherung besteht, zu berücksichtigen ist. Daher sei 
nicht nur anhand der in BGE 130 V 352 formulierten Kriterien 
zu überprüfen, ob die entsprechenden Beschwerden über-
windbar seien, sondern es sei auch die im Zusammenhang 
mit der Rentenzusprechung stehende Phase der Erwerbslo-
sigkeit in die Zumutbarkeits- und damit auch Verhältnismä-
ssigkeitsprüfung einzubeziehen. Brunner/Birkhäuser weisen 
darauf hin, dass die Beurteilung, ob eine Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt zumutbar sei, wesentlich von der 
Zeitperiode abhängt, in der eine versicherte Person nicht 
gearbeitet hat. Je länger diese Phase gedauert hat, desto 
unwahrscheinlicher sei es, dass sie ihre Arbeitskraft wieder 
verwerten kann.68
e) Stellungnahme
[Rz 58] Neben der medizinischen Beurteilung der Arbeits-
fähigkeit ist somit richtigerweise auch die Zumutbarkeit der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt unter spezieller 
Berücksichtigung der Krankheitsgeschichte, des Alters der 
versicherten Person und der Dauer der Erwerbslosigkeit zu 
prüfen.69 Je länger die Erwerbslosigkeit gedauert hat, desto 
eher ist wohl die Zumutbarkeit des Wiedereinstiegs zu ver-
neinen und auf eine Herabsetzung oder Aufhebung der Ren-
te zu verzichten.70
[Rz 59] Die durch die Rechtsprechung und Lehre geforderte 
umfassende Neubeurteilung der laufenden Rentenansprü-
che ist wie dargelegt auch durch die Übergangsbestimmung 
gedeckt,71 weil für die Konkretisierung des in Art. 7 i.V.m. 16 
ATSG enthaltenen Rechtsbegriffs der zumutbaren Arbeit alle 
subjektiven und objektiven Aspekte des Einzelfalles mass-
geblich sind.
[Rz 60] Für die Beurteilung, wann eine Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt als zumutbar erachtet wird, liefert die 
67 Vgl. Gächter (Fn. 11), S. 232. 
68 Vgl. auch Gächter/tremp (Fn. 51), Rz. 46. 
69 So auch hansjakob mosimann, Leistungsanpassung zwischen Besitzstand 
und objektiver Richtigkeit, in: Gabriela Riemer-Kafka/Alexandra Rumo-
Jungo (Hrsg.), Soziale Sicherheit – Soziale Unsicherheit. Festschrift für 
Erwin Murer zum 65. Geburtstag, Bern 2010, S. 507 ff., S. 523. 
70 So auch brUnner/birkhäUser (Fn. 57), S. 203 f. 
71 Zu befürchten ist allerdings, dass die Bestimmung in der Praxis anders – 
und damit falsch – verstanden wird, da ja der Wortlaut von einem gewis-
sen Schematismus bei der Überprüfung ausgeht. 
Bestimmung indessen keinen allgemeinen Massstab. Soll 
die Zumutbarkeit der Wiedereingliederung in jedem Einzel-
fall im Hinblick auf die ganz konkrete Situation des jeweili-
gen Leistungsbezügers beurteilt werden? Oder müssten aus 
Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit allge-
meine Voraussetzungen formuliert werden, unter denen eine 
Wiedereingliederung mindestens dem Grundsatz nach rea-
listisch und insofern als zumutbar erscheint? In diesem Zu-
sammenhang ist darauf hinzuweisen, dass empirische Unter-
suchungen zeigen, dass bereits nach einer verhältnismässig 
kurzen Zeit der Arbeitsunfähigkeit eine Wiedereingliederung 
praktisch nicht mehr realisiert werden kann.72 Auf dem Hin-
tergrund dieser Erkenntnisse wurden denn auch im Rahmen 
der 5. IVG-Revision die Voraussetzungen für Eingliederungs-
massnahmen bewusst «niederschwellig» ausgestaltet, um 
durch den möglichst raschen Zugang zu geeigneten Leistun-
gen die Eingliederungschancen zu erhöhen.73
5. Fazit
[Rz 61] Die geplante Schlussbestimmung ist sehr undifferen-
ziert ausgestaltet und regelt die Neubeurteilung laufender 
Renten für versicherte Personen mit den genannten Be-
schwerdebildern nur in groben Zügen. Bei ihrer konkreten 
Umsetzung bestehen daher erhebliche Unsicherheiten.74
[Rz 62] Einzig für die über 55-jährigen Rentenbezüger und 
solche, die seit mehr als 15 Jahren eine Rente erhalten, 
ist die Neuüberprüfung nach Abs. 4 ausgeschlossen. Der 
Schlussbestimmung lässt sich aber nicht entnehmen, wie im 
Rahmen der Neuüberprüfung nach Abs. 1 der in Art. 7 i.V.m. 
16 ATSG enthaltene Rechtsbegriff der «zumutbaren Arbeit» 
(neu) konkretisiert und das als erzielbar erachtete Invaliden-
einkommen für die übrigen Rentenbezüger bemessen wer-
den soll.
[Rz 63] Zwar lässt Abs. 1 der Bestimmung nach dem Ge-
sagten bei der Neubeurteilung des Invaliditätsgrades einer 
72 So hat z.B. eine aktuelle Studie aus Norwegen die Wiedereingliederung 
von Rentenbezügern mit Erkrankungen am Bewegungsapparat untersucht 
und dabei festgestellt, dass eine Rückkehr in den Arbeitsprozess (mit oder 
ohne ein spezifisches Verhaltenstraining) nach drei Jahren Abwesenheit 
praktisch in keinem Fall mehr gelingt. Die Studie («Long-term follow-up 
of disability pensioners having musculoskeletal disorders») ist abrufbar 
unter: http://www.biomedcentral.com/1471-2458/9/407. Vgl. ferner mU-
rer, Invalidenversicherung, Art. 3a–c, Rz. 19 m.w.H. 
73 Vgl. bspw. die Überlegungen, die hinter der Einführung Frühinterventions-
massnahmen gestanden haben in der Botschaft zur Änderung des Bundes-
gesetzes über die Invalidenversicherung (5. Revision) vom 22. Juni 2005, 
BBl 2005 4459, S. 4517 ff. Vgl. sodann Votum Maury Pasquier, Amtl. Bull. 
SR 2010, S. 646, die darauf hinweist, dass im Zusammenhang mit der 5. 
IVG-Revision die kritische Schwelle bei 6 Monaten Arbeitsabsenz erach-
tet wurde. In diesem Zusammenhang erscheint eine Wiedereingliederung 
nach zehn Jahren Abwesenheit vom Arbeitsprozess als illusorisch. 
74 Sie lädt die Praxis, weil sie die umfassende Zumutbarkeitsprüfung nicht 
explizit erwähnt, zu Missverständnissen ein, die letztlich für die Versi-
cherten gravierende Folgen haben könnten. 
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versicherten Person Raum für eine umfassende Konkretisie-
rung der «zumutbaren Arbeit», die neben der medizinischen 
Seite auch weitere Aspekte der Zumutbarkeit umfassen kann. 
Weil es sich vorliegend um die Anpassung von laufenden In-
validenrenten handelt, und nicht um die Beurteilung eines 
Rentengesuchs, sollte auf der Ebene der gesetzlichen Re-
gelung aber ausdrücklich verankert werden, dass bei dieser 
Neubeurteilung den Aspekten des bisher berechtigterweise 
erfolgten Rentenbezugs und der Wiedereingliederungschan-
cen angemessen Rechnung zu tragen ist. Weitgehend unklar 
bleibt dann schliesslich immer noch, ob die rechtsanwenden-
den Behörden diese umfassende Zumutbarkeitsprüfung an-
hand bestimmter Richtlinien oder einzelfallweise beurteilen 
werden.
[Rz 64] Ob es aufgrund der Neubeurteilung des Invaliditäts-
grads der Rentenbezüger mit der Diagnose eines organisch 
nicht erklärbaren Schmerzzustandes tatsächlich zu den ge-
planten Herabsetzungen und Aufhebungen der laufenden 
Renten kommt, falls die Übergangsbestimmung (so) Eingang 
in das Gesetz findet, muss die (Verwaltungs- und Gerichts-)
Praxis somit erst zeigen. Es ist aber – aufgrund der vorste-
henden Ausführungen, insbesondere auch aufgrund der kon-
sequenten bundesgerichtlichen Praxis zu diesen Punkten – 
zumindest zu bezweifeln. Sollte eine künftige Praxis hierzu 
– auf der Linie der Sparabsicht des Bundesrates – strenger 
ausfallen, so wäre dies aus den sogleich zu erläuternden 
Gründen stossend.
V. Die Übergangsbestimmung unter dem 
Aspekt der Rechtsgleichheit
[Rz 65] Im Rahmen der 6. IVG-Revision wird die «Einglie-
derung aus Rente» angestrebt. Mit der eingliederungsori-
entierten Rentenrevision soll die Wiedereingliederung aktiv 
gefördert werden. Zunächst erfolgt dabei eine umfassende 
Abklärung des Eingliederungspotenzials der Rentenbezüger. 
Rentenbezüger mit Eingliederungspotential sollen sodann 
durch persönliche Beratung, Begleitung und durch weitere 
spezifische Massnahmen gezielt auf eine Wiedereingliede-
rung vorbereitet werden. Ergänzend dazu sind verschiedene 
Schutzmechanismen für die Versicherten und Anreize für die 
Arbeitgeber geplant, damit der Versuch einer Wiedereinglie-
derung überhaupt gewagt wird. Dazu gehören der Besitz-
stand der Rente während der Durchführung von Massnah-
men, die Regelung der Rahmenbedingungen bei erneuter 
Verschlechterung der Situation nach erfolgreicher Eingliede-
rung75 und die Koordination mit anderen Versicherungen.76 
75 Auf Arbeitgeberseite interessieren vor allem die anwendbaren Kündi-
gungsvorschriften und allfällige Lohnfortzahlungspflichten im Krank-
heitsfall, auf Seite der Versicherten stehen die finanzielle Absicherung 
und damit das Schicksal des (bisherigen) Rentenanspruchs im Zentrum 
des Interesses. 
76 Entwurf 6. IVG-Revision (Fn. 7), S. 1818. 
Ziel dieser eingliederungsorientierten Rentenrevision ist die 
Aufhebung oder Herabsetzung von Invalidenrenten bei dau-
erhaft erfolgreicher Wiedereingliederung.
[Rz 66] Diese eingliederungsorientierte Rentenrevision soll 
für alle Rentenbezüger unabhängig von ihrer jeweiligen kör-
perlichen, geistigen oder psychischen Gesundheitsbeein-
trächtigung zur Anwendung gelangen. Ausgenommen sind 
einzig die Rentenbezüger, denen gestützt auf die Diagnose 
eines organisch nicht nachweisbaren Schmerzzustandes 
eine Rente zugesprochen wurde. Nach der geplanten Über-
gangsbestimmung werden die Wiedereingliederungschan-
cen dieser Rentenbezüger, wenn überhaupt, nur hypothe-
tisch geprüft und ihre Rente dementsprechend angepasst. 
Zwar haben sie nach E-Art. 8a IVG77 Anspruch auf Wiede
reingliederungsmassnahmen;78 auf diese Leistungen hätten 
sie aber auch nach geltendem IV-Recht Anspruch, wenn sie 
die für die jeweilige Leistungsart erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllen. Zudem wird nach Abs. 3 der Übergangs-
bestimmung die laufende Rente während längstens zwei 
Jahren weiter ausgerichtet, wenn Massnahmen zur Wieder-
eingliederung durchgeführt werden. Ausschlaggebend dafür, 
ob eine Rente herabgesetzt oder aufgehoben wird, ist aber 
nicht, ob eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt tat-
sächlich stattfindet oder nicht, sondern (bestenfalls), ob eine 
solche als zumutbar erachtet wird. Während alle anderen 
Rentenbezüger (grundsätzlich) Anspruch auf «Eingliederung 
oder Rente» haben, verbleibt den Rentenbezügern mit der 
entsprechenden Diagnose somit im schlimmsten Fall «weder 
Eingliederung noch Rente».
[Rz 67] Diagnosen, die sich auf organisch nicht nachweis-
bare Schmerzzustände beziehen – wie anhaltende soma-
toforme Schmerzstörungen, Fibromyalgien etc. – stellen 
anerkannte gesundheitliche Beeinträchtigungen dar. Unter 
gegebenen Voraussetzungen haben die Betroffenen Zu-
gang zu Krankenpflegeleistungen und Eingliederungsmass-
nahmen. Zwar sind bundesgesetzliche Regelungen – auch 
wenn sie im Hinblick auf übergeordnetes Recht zumindest 
fragwürdig erscheinen – für das Bundesgericht und die üb-
rigen rechtsanwendenden Behörden nach Art. 190 BV79 
massgebend. Dennoch soll hier darauf hingewiesen werden, 
dass es aus Sicht des verfassungsmässigen Gleichbehand-
lungsgebots in Art. 8 Abs. 1 BV, das auch in der Rechtset-
zung auf allen Ebenen der staatlichen Tätigkeit Geltung hat,80 
äusserst bedenklich ist, dass die Überprüfung der laufenden 
Renten gestützt auf diese anerkannten Krankheitsbilder 
nach anderen Gesichtspunkten erfolgen soll als für alle üb-
77 Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung (IVG), SR 
831.20. 
78 Entwurf 6. IVG-Revision (Fn. 7), S. 1942. 
79 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 
1999, SR 101. 
80 Vgl. z.B. häfeLin ULrich/haLLer WaLter/keLLer heLen, Schweizerisches Bun-
desstaatsrecht, 7. Auflage, Zürich 2008, N 750. 
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rigen gesundheitlichen Beeinträchtigungen. Entgegen der 
an sich begrüssenswerten Zielrichtung der 6. IVG-Revision 
ist die Überprüfung denn auch nicht eingliederungsorientiert 
ausgestaltet.81
[Rz 68] Aus unserer Sicht können für die Ungleichbehand-
lung der in der Übergangsbestimmung aufgezählten Gesund-
heitsschädigungen ohne organisch nachweisbare Funktions-
ausfälle gegenüber anderen Gesundheitsschädigungen, bei 
denen organisch nachweisbare Funktionsausfälle vorliegen, 
keine ausreichenden sachlichen Gründe ausgemacht wer-
den. Vielmehr sollte die mit der 6. IVG-Revision angestrebte 
eingliederungsorientierte Rentenrevision für alle Rentenbe-
züger gleich ausgestaltet sein, unabhängig davon, auf wel-
che Diagnose sich ihr Rentenanspruch im Einzelfall stützt.
VI. Konsequenzen und Folgeprobleme
1. Vorbemerkung
[Rz 69] Zunächst gilt festzuhalten, dass die Umsetzung der 
Übergangsbestimmung bereits für die Invalidenversiche-
rung mit einem beträchtlichen finanziellen und personellen 
Mehraufwand verbunden wäre, da bei korrekter Umsetzung 
umfangreiche Abklärungen erforderlich sind. Im Zusammen-
hang mit den allfälligen Herabsetzungen oder Aufhebungen 
der laufenden Renten wären zudem zahlreiche Beschwerde-
verfahren zu erwarten, die zu einer Mehrbelastung der Ge-
richtsinstanzen führen würden.82
[Rz 70] Eine invalidenversicherungsrechtliche Leistungs-
anpassung hat daneben aber stets auch Auswirkungen auf 
verschiedene andere Rechtsbereiche.83 Deshalb muss die 
geplante Übergangsbestimmung nicht nur aus Sicht der sich 
in der Rechtsanwendung stellenden Unsicherheiten bei der 
Umsetzung und aufgrund der geschilderten verfassungs-
rechtlichen Problematik kritisch hinterfragt werden. Sollte die 
geplante Übergangsbestimmung nämlich in der vorliegenden 
Form in Kraft treten, stehen der Herabsetzung oder Aufhe-
bung von einer noch unbekannten Anzahl laufender Renten 
vielmehr verschiedenste (kaum abschätzbare) Folgeproble-
me gegenüber, die ihrerseits Kosten in noch unbestimmten 
Ausmass verursachen (werden).
2.	 Obligatorische	berufliche	Vorsorge
[Rz 71] Zum einen hätte die Aufhebung oder Herabsetzung 
einer IV-Rente für die versicherte Person nicht nur bezüglich 
der Rente der Invalidenversicherung Auswirkungen. Auch die 
81 Die spezielle Behandlung dieser Patientengruppe wurde schon in der stän-
derätlichen Beratung kritisch hinterfragt. Vgl. Votum Sommaruga, Amtl. 
Bull. SR 2010, S. 663. 
82 Vgl. auch Votum Berberat, Amtl. Bull. SR 2010, S. 662. 
83 Vgl. auch kieser (Fn. 37), Art. 17, Rz. 7. 
Invalidenrente der 2. Säule müsste entsprechend angepasst 
werden, weil diese direkt von der IV-Rente abhängt (Art. 23 
BVG84). Offen bleibt zudem, welche Konsequenzen die Auf-
hebung der Invalidenrenten in der 2. Säule für die Altersvor-
sorge hätte. Zu bedenken gilt hier, dass eine Reduktion der 
Ansprüche aus der 2. Säule zu einem allfälligen Bedarf an 
(steuerfinanzierten) Ergänzungsleistungen führt.
3. Unfallversicherung
[Rz 72] Unklar ist sodann, ob und wie – insbesondere im 
Hinblick auf HWS-Geschädigte – auch die Invalidenrente 
in der Unfallversicherung revisionsweise angepasst werden 
müsste. Wie gesehen ist eine sozialversicherungsrecht-
liche Leistungsanpassung unter Berücksichtigung der in 
BGE 130 V 352 formulierten Kriterien aufgrund der im ATSG 
vorgesehenen Rückkommenstitel und der hierzu ergange-
nen Rechtsprechung nicht möglich. Eine entsprechende 
Änderung oder Anpassung des UVG85 ist jedoch bislang im 
Rahmen der 6. IVG-Revision nicht vorgesehen.
4.	 Haftpflichtrecht
[Rz 73] Ist für die gesundheitliche Beeinträchtigung ein Dritter 
verantwortlich (z.B. als Verursacher eines Verkehrsunfalls), 
hätten die Rentenaufhebungen in der IV zudem nicht nur 
Auswirkungen in den genannten Sozialversicherungszwei-
gen, sondern auch auf eine bereits durchgeführte Schaden-
regulierung. Standen der versicherten Person nach einem 
Schadensereignis Haftpflichtansprüche gegenüber dem 
Dritten bzw. seiner Haftpflichtversicherung zu, wurde die 
Höhe der haftpflichtrechtlichen Ansprüche unter Beachtung 
der Invalidenrenten der Invalidenversicherung und der beruf-
lichen Vorsorge bestimmt. Werden nun plötzlich sozialversi-
cherungsrechtliche Leistungen herabgesetzt oder aufgeho-
ben, ohne dass sich am Ausmass des Gesundheitsschadens 
selber etwas geändert hätte, so wird dadurch die ganze 
Schadensregulierung zunichte gemacht.86 Es herrscht eben-
falls eine grosse Ungewissheit darüber, wie mit den zu erwar-
tenden Fällen umzugehen ist. Insbesondere bei zeitlich weit 
zurück liegenden Fällen dürften die erwarteten Streitigkeiten 
alle Betroffenen auf Jahre hinaus (erneut) beschäftigen, zu-
mal wie gesehen die Rechtslage alles andere als klar ist.87
5. Sozialhilferecht
[Rz 74] Schliesslich gilt zu bedenken: Ohne die entspre-
chenden eingliederungsorientierten Massnahmen und 
84 Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenvorsorge (BVG), SR 831.40. 
85 Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung (UVG), SR 
832.20. 
86 Vgl. schon Gächter/tremp (Fn. 51), Rz. 51. 
87 Vgl. auch kieser (Fn. 37), Art. 17, Rz. 7. 
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Schutzmechanismen, wie sie für die übrigen Rentenbezüger 
vorgesehen sind, verlieren die Rentenbezüger gestützt auf 
die in der Übergangsbestimmung erwähnten Diagnosen im 
schlimmsten Fall ihren Rentenanspruch, ohne dass sie tat-
sächlich in den Arbeitsprozess eingegliedert werden können. 
Diesfalls würden die Kosten, die in der IV eingespart werden, 
auf die kantonalen Einrichtungen der Sozialhilfe verlagert.88 
Insgesamt hätte die Massnahme somit für die öffentliche 
Hand keine Entlastung zur Folge, vielmehr wäre gar auf-
grund der erwarteten Folgeprozesse eine Kostensteigerung 
zu erwarten.
VII. Fazit
[Rz 75] Die Notwendigkeit, die IV finanziell zu sanieren, wird 
hier in keiner Weise angezweifelt. Ebenso zu begrüssen ist, 
dass der Grundgedanke der 5. IVG-Revision (Eingliederung 
vor Rente) mit der 6. IVG-Revision aufgenommen und kon-
sequent zum Umdenken von «einmal Rente – immer Rente» 
zur «Rente als Brücke zur Eingliederung» weitergeführt wird. 
Der Eingliederungsprozess soll mit einer Berentung nicht 
mehr als abgeschlossen betrachtet werden. Wesentlich ist in 
diesem Zusammenhang, dass die geplanten Massnahmen 
auf die (Re-)Integration der gesundheitlich beeinträchtigten 
Menschen in den primären Arbeitsmarkt abzielen und hier-
für die notwendigen Rahmenbedingungen und Modalitäten 
derart ausgestalten, dass sowohl Arbeitgeber als auch Versi-
cherte den Versuch der Reintegration wagen; auch wenn die 
Gefahr besteht, dass das Vorhaben nicht gelingt.89
[Rz 76] In diesem Gesamtpaket zielt jedoch die geplante 
Übergangsbestimmung in eine völlig falsche Richtung. Aus 
rechtlicher Sicht steht sie einerseits im Kontext der sozial-
versicherungsrechtlichen Leistungsanpassung völlig ausser-
halb des bewährten und wohlbegründeten Systems, birgt 
sodann bei ihrer konkreten Umsetzung erhebliche Unsicher-
heiten und ist schliesslich aus Gründen des verfassungs-
rechtlichen Gleichbehandlungsgebots äusserst bedenklich. 
Anderseits trägt sie dem (sozialpolitischen) Grundsatz «Ein-
gliederung vor/aus Rente» in keiner Weise Rechnung und 
stellt – wenn überhaupt – eine reine Sparmassnahme dar. So 
bewirkt sie faktisch – «bestenfalls» – eine Verlagerung der 
Kosten in die kantonalen Einrichtungen der Sozialhilfe und 
führt zu in ihrer Tragweite noch kaum abschätzbaren Kosten 
88 Vgl. auch Votum Fetz, Amtl. Bull. SR 2010, S. 644. 
89 In diesen Kontext gehört auch die von der SGK des Nationalrats bean-
tragte «Behindertenquote»: Diese sieht vor, dass Unternehmen mit mehr 
als 250 Angestellten ein Prozent ihrer Arbeitsplätze für Behinderte re-
servieren müssen. Mit dieser Quote soll dazu beigetragen werden, dass 
möglichst viele IV-Rentner wieder in den Arbeitsmarkt zurückfinden. Vgl. 
Medienmitteilung der SGK des Nationalrats vom 5. November 2010 unter 
http://www.parlament.ch/d/mm/2010/Seiten/mm-sda-2010-11-05.aspx; 
ferner den Wortlaut der geplanten Bestimmung unter http://www.parla-
ment.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2010/20100032/N2%20D.pdf. 
und Folgeproblemen in anderen (sozialversicherungs- und 
privatrechtlichen) Einrichtungen des Schadenausgleichs.
[Rz 77] Der hohe Preis für all diese Unsicherheiten und mög-
lichen Konsequenzen lässt sich somit auch in rechtspoliti-
scher Hinsicht kaum mit der geplanten Kosteneinsparung in 
der IV rechtfertigen. Es ist nicht einzusehen, weshalb für be-
stimmte Gruppen von Gesundheitsbeeinträchtigungen eine 
Sonderregel zur Anwendung kommen soll, zumal für diejeni-
gen Versicherten, die allenfalls wieder eingegliedert werden 
könnten, die neuen Instrumente zur «Eingliederung aus Ren-
te» zur Verfügung stehen.
[Rz 78] Leistungseinschränkungen müssen auf nachvoll-
ziehbaren und transparenten Konzepten beruhen, die den 
berechtigten Erwartungen und den erworbenen Ansprü-
chen der Einzelnen Rechnung tragen. Sie dürfen nicht dazu 
führen, dass einzelne Gruppen von Versicherten ohne hin-
reichenden sachlichen Grund Leistungen abgesprochen 
werden.90 Die geplante Übergangsbestimmung entspricht 
diesen Anforderungen klarerweise nicht.
[Rz 79] In Anbetracht all dieser Überlegungen sollte unseres 
Erachtens auch die Wiedereingliederung derjenigen Ren-
tenbezüger, die unter die Übergangsbestimmung fallen, nur 
und ausschliesslich nach der allgemeinen eingliederungsori-
entierten Rentenrevision angestrebt werden. Die geplante 
Übergangsbestimmung schafft ein sachlich nicht zu recht-
fertigendes Sonderregime, das zu groben Ungerechtigkeiten 
und zu erheblichen Unsicherheiten führen würde. Sie ist des-
halb sinnvollerweise ersatzlos zu streichen.
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* * *
90 Gächter (Fn. 11), S. 238. 
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